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Tribüne der 
^ M e i n u n g  

Druck auf die Tränendrüse 
Mit einem tausendfach, vervielfältigten Fa­

milienbild (Mann im Rollstuhl, Mutter und Kind) 
und einem Mitleid erweckenden Bettelbrief, deT 
just zur Osterzeit an viele Haushaltungen des 
Landes ging, versucht eine gewisse Frau Schmid 
aus Rudolfingen, Reinigungstücher für Fr. 4.50 
das Stück an  den Mann zu bringen, Zahlreiche 
Briefempfänger liessen sich rühren und über­
mittelten das Mehrfache des geforderten Betra­
ges. — Eine kleine Rückfrage bei den Behör­
den in Rudolfingen hätte schon ergeben, dass 
der Gatte der Absenderin wohl Vollinvalide, die 
Familie im übrigen aber finanziell gar nicht so 
schlecht gestellt ist. Bettelbriefe, die mit dem 
Mitleid dier Empfänger rechnen, werden von 
der gleichen Absenderin in Auflagen bis zu 
200 000 (!) Stück in verschiedene Teile der 
Schweiz unid neuerdings auch in unser Land 
verschickt. Man kann sich den erzielten Rein­
gewinn leicht ausrechnen, wenn man annimmt, 
dass nur die Hälfte der Sendungen «erfolgreich» 
ist. Vorsicht bei diesem Druck auf die Tränen­
drüse! (m. s. u.) 

• • • •  w 

Was steckte hinter der Polizeiaktion tfegen 
die Firma «European Save Management» in 
Ruggell, die mit der Durchführung des sog. 
Amerikanischen Roulettes vorübergehend die 
Aufmerksamkeit der Oeffentlichkeit erweckte. 
Einen ausführlichen Bericht finden Sie auf 
Seite 4 und 5 der heutigen Ausgabe. 

* 
Aufgrund des Wahlausganges vom 1. Februar 

hat der Präsident der Liechtensteinischen Kraft­
werke, FUrstl. Rat Dr. Alexander Frick, am Don­
nerstag offiziell seinen Rücktritt erklärt. Wir 
verweisen auf unseren Beitrag auf Seite 3. 

* 
Verschiedene Inlandmeldungen mit einer 

Glückwunschadresse an Fürstl. Hofrat Dr. Ru­
pert Ritter, der morgen 70 Jahre alt wird, einem 
Beitrag Uber den «Weissen Sonntag» in der 
Heilpädagogischen Tagesstätte und die Rubrik 
«Was tut sich?» finden Sie heute auf den Sei­
ten 2 und 3. 

* 
Die Vorschau auf das TV-Programm der kom­

menden Woche und die Programme des Radios 
bringen wir auf den Seiten 9, 11 und 12 — Un­
sere Sportfreunde informieren wir über das Ge­
schehen am Wochenende heute auf Seite 6. — 
Ueber einen Besuch in der Brauerei Fohren­
burg (Bludenz) berichten wir auf Seite 5. 

* 
Die von japanischen Luftpiraten seit drei Ta­

gen in Südkorea festgehaltene Boeing-727 der 
Japanischen Fluggesellschaft ist gestern mittag 
nach Nordkorea gestartet, nachdem die 99 Pas­
sagiere und die 3 Stewardessen das Flugzeug 
verlassen hatten. Die Maschine ist kurze Zeit 
später mit ihren Entführern und dem stellvertre­
tenden japanischen Verkehrsminister als Geisel 
in Nordkorea gelandet. Die Passagiere sind be­
reits nach Japan zurückgekehrt (Seite 8). 

* 
Das Wetter am Wochenende: Kühl und ver­

änderlich. Temperaturen zwischen 0 und 5 Grad. 

^ Für Ihre Bankgeschäfte""^ 

Verwaltongs- & Privatbank 
Aktiengesellschaft 
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Demokratie fordert den Wettbewerb! 
Ein Gespräch mit Regierungschef-Stellvertreter Dr. Walter Kleber über die künftige Regierungsarbeit 

Am 18. März vereidigte S.D. der Landesfürst f 
die neue Regierung, die gemäss dem Wahlaus­
gang vom 1. Februar 1970 aus drei Mitgliedern 
der Vaterländischen Union und aus zwei Ver­
tretern der Fortschrittlichen Bürgerpartei be­
steht. — Wie es scheint, also eine Koalitions­
regierung mach altem Muster, die sich lediglich 
durch das veränderte, parteipolitische Kräfte­
verhältnis unterscheidet. Die Tatsache, dass die 
Vaterländische Uniion mit Dr. Alfred Hilbe den 
Regierungschef und die Fortschrittliche Bür­
gerpartei mit Regierumgsrat Dr. Walter Kieber 
den stellvertreteniden Regierungschef stellt, ist 
geradezu geeignet, dieses äussere Bild der neu­
en Regierunigskoalition noch zu erhärten. In ei­
nem Gespräch mit dem stellvertretenden Re­
gierungschef Dr. Walter Kieber wollten wir 
deshalb erfahren, wie die Zusammenarbeit in 
der Regierung gestaltet werden soll und was 
an der neuen Koalition wirklich auch neu ist. 
• In welchem Verhältnis stehen die FBP und 
die VU nach dem Zustandekommen der neuen 
Regierung zueinander? 

Um diese Frage zu beantworten, muss ich vor­
erst etwas ausholen. Die FBP war nach den 
Wahlen vom 1. Februar gezwungen, Ueberle-
gungen über ihre künftige Haltung und ihren 
neuen Kurs anzustellen, — In den zuständigen 
Parteigremien wurden dann auch die verschie­
denen Wege und Modelle geprüft und erläu­
tert. Nach echt demokratischen Auseinander­
setzungen in Landesausschussitzungen und ii 
einer ausserordentlichen Delegiertienversamm-
lunig bekannte sich die Fortschrittliche Bürger­
partei eindeutig zu einer Mitarbeit im Staate 
und damit zu einer Zusammenarbeit mit der 
Vaterländischen Union. Dieser, im Sinne der 
Gesamtinitieressen des Landes gefassteBeschluss, 
bildete die Grundlage für die nachfolgenden 
Gespräche mit der VU, die zu den inzwischen 
bekannten Ergebnissen führten. 

Die beiden Parteien haben damit einen Weg 
der Zusammenarbeit gefunden, der es ermög­
licht, die Politik künftig transparenter zu ma­
chen, die demokratischen Formen intakt zu hal­
ten und die Verfassungsordnung unangetastet 
zu lassen. Es darf ohne Ueberheblichkeit gesagt 
werden, dass dieses neue Modell wesentlich 
von den Vorstellungen der FBP geprägt ist. 
• Worin sehen Sie die Besonderheiten die­
ses, wie Sie sagen, «neuen» Modells? 

Wenn wir von ausländischen Beispielen aus­
gehen, so stellen wir vor allem drei wesentliche 
Unterschiede fest: 
a) ist die Minderheitspartei nicht an eine be­
stimmte Regierungspolitik gebunden oder dar­
auf festgelegt. Damit ist die Selbstverantwort­
lichkeit! der einzelnen Ressortchefs innerhalb 
der Regierung für die ihnen» überbundenen Auf­
gaben respektiert. 
b) für die Fraktionen im Landtag und für ihre 
Arbeit bestehen keinerlei Absprachen zwischen 
den Parteien, Mit anderen Worten: die parla­
mentarische und demokratische Arbeit wird in 
ihrer Freiheit keineswegs beeinträchtigt. 
c) alle politischen Entscheide werden in den 
von der Verfassung vorgesehenen Institutionen 
getroffen. Es gibt keine Verlagerung solcher 
Entscheide in1 ausseirkonstitutionelle Gremien, 
etwa im Sinne eines Koalitionsausschusses oder 
ähnlichem. 
• Sie legen uns die Unterschiede zum Aus­
land dar. Können Sie uns wesentliche Elemente 
der spezifisch liechtensteinischen Lösung dar­
stellen? 

Die Form der Zusammenarbeit zwischen FBP 
und VU ergibt sieh zwangsläufig aus den poli­
tischen Konsequenzen der Wahlen vom 1. Feb­
ruar. Als neue Mehrheitspartei muss die Vater­
ländische Union (wie es bisher auch die FBP 
getan hat) die Führungsaufgaben im Staat über­
nehmen und die Hauptverantwortung tragen. 

Der Minderheitspartei kommt eine Mitver­
antwortung in jenem Bereich der Politik zu, der 
von ihr mitgetragen wird. Ein besonderes Ele­
ment ist die Betonung der  Ressortverantwort­
lichkeit. Sie ist einmal besonders dadurch her­
vorgehoben, dass angestrebt wird, die Regie-
rungsmitglieder ihre Ressorts im Landtag selbst 
vertreten zu lassen. 

Ein besonderes Augenmerk ist in Anbetracht 
des rapide zunehmenden Strassenverkehrs auch 
der Erhöhung der Verkehrssicherheit zu schen­
ken. Ich denke hier insbesondere auch an Fra­
gen der Verkehrserziehung, der Einführung ei­
nes Schüler-Lotsendienstes und eines Erste-Hil-
fe-Kurses für Fahrzeuglenker. 

Im Ressort S a n i t ä t  fällt mir die Aufgabe 
zu, die begonnene Spitalplanung fortzusetzen 
unid das Projekt Landesspital seiner Realisie­
rung näher zu bringen. Eine besonders aktuelle 
Aufgabe dürfte in diesem Zusammenhang die 
baldige Schaffung eines Rettungs- und Notfall-
dienstes sein. Darüberhinaus gilt es auch, auf 
dem Sektor des Gewässerschutzes zukunftswei­
sende Initiativen zu entwickeln. 

Schliesslich stellt sich im Ressort J u s t i z  
die Aufgabe, die längst fällige Zivil- und Straf-
recbtsreform einzuleiten. Dazu gehören vor al­
lem die aktuellen Themen des Eherechtes und 
des verstärkten, strafrechtlichen Schutzes ge­
gen Schmutz und Schund in Presse und Film. 

Dr. Walter Kieber (Photo: Peter) 

Dazu kommt, dass die Ressortchefs und ihre 
Stellvertreter der gleichen politischen Richtung 

Damit gibt es kjeine .politischen 
Überschneidungen in der Ressortvexantwort-

lichikeit. 
Es ist eine Forderung der Demokratie, dass 

alles vermieden und unterlassen wird, was die 
im politischen Leben wünschbaren Linien ver­
wischt und den für die Demokratie lebenswich­
tigen, politischen Wettbewerb unterbindet. Die 
politische Arbeit (wie die gesamte Politik über­
haupt) muss, offen und für jeden erkennbar er­
folgen und glaubwürdig sein. 
• Welche Aufgaben hat die FBP als nunmeh­
rige Minderheitspartei im Staat zu erfüllen? 

Nachdem sich die FBP zur Mitarbeit im Staat 
bekannt hat, darf sie bei der Lösung der auf 
unser Land zukommenden Aufgaben und Pro­
bleme nicht abseits stehen. Ihre Vertreter in 
der Regierung müssen in den Bereichen, für die 
sie verantwortlich sind, gute Arbeit leisten. Der 
FBP und ihren Mandataren fällt darüberhinaus 
die besondere Aufgabe zu, in allen politischen 
Belangen wachsam und kritisch zu sein und die 
Stimme der Opposition zu erheben, wenn (was 
wir nicht hoffen) Recht und Ordnung einmal 
bedroht sein sollten. 
• Welche Aufgabe stellen sich der Regierung 
in der eben angelaufenen Amtsperiode? 

Ich bin keineswegs legitimiert, für die künf­
tige Regierungspolitik, Erklärungen abzugeben. 
So wenig wie ein Vertreter der Mehrheitspar­
tei sozusagen ein Regierungsprogramm festle­
gen könnte. 

Wozu ich mich aber berechtigt — und im 
Interesse einer besseren und vermehrten In­
formation — auch verpflichtet sehe, ist eine 
Darstellung der sich in meinen Ressorts zei­
genden Aufgaben. Selbstverständlich kann es 
sich dabei nur um einen Abriss aus der mo­
mentanen! Sicht handeln, denn die moderne Zeit 
mit der ihr eigenen Schnellebigkeit bringt täg­
lich neue Probleme. 

Im Ressort I n n e r e s  harren zwei Fragen 
von s'taatspolitischer Bedeutung ihrer Lösung: 
Einmal die Einführung des Frauenstimmrechtes 
auf Gemeinde- und Landesebene mit allen damit 
zusammenhängenden Fragen — zum zweiten — 
die Fragen im Rahmen des Staatsbürgerschafts­
rechtes. Ich erinnere hier an das Problem der 
Einbürgerungen und der Beibehaltung des liech­
tensteinischen Bürgerrechtes im Falle der Ver-
ehelichung von Liechtensteinerinnen mit Aus­
ländern. 

Im Ressort V e r k e h r  gilt es vor allem, ein 
langfristiges Konzept für unseren Fremdenver­
kehr zu entwickeln. Die Bemühungen der ört­
lichen Verkehrsvereine müssen besser koordi­
niert und im Sinne aller mit dem Tourismus zu­
sammenhängenden wirtschaftlichen Fragen 
überarbeitet und1 verbessert werden. 

KOMMENTAR 
Beides ist drinl 

Die Tatsache, dass in Liechtenstein ein 
«Landtagsabgeordneter zu gleicher Zeit 
das Amt eines Regierungsrates ausüben» 
kann> nannte der heutige Landtagspräsi­
dent Dr. K. H. Ritter schon im Jahre 1958 
«eine eigentümliche Gewaltenkumula­
tion». In seiner Inauguraldissertation 
(über «Die Ausgestaltung der Verwal­
tungsgerichtsbarkeit in Liechtenstein») 
bezeichnete Dr. Ritter diese Doppelfunk­
tion damals als «offenbarer Gegensatz 
der Staatsfunktionen und Kontrollen». 
Die Unvereinbarkeit «eines Amtes der 
Landesverwaltung mit dem Mandat zum 
Landtag», so schreibt Dr. Ritter weiter, 
«ergibt sich in erster Linie aus dem Po­
stulat der personellen Gewaltentrennung 
als Garantie für die individuelle Frei­
heit» (Seite 16). — Gleichwohl wurde 
der VU-Abgeordnete Cyrill Büchel am 
18. März, nur fünf Tage nach seiner Ver­
eidigung als Landtagsabgeordneter zum 
Mitglied der Regierung ernannt und be­
kleidet seither beide Funktionen. — Da 
seit dem Ausscheiden von RR Dr. Alois 
Vogt Gewaltenkumulationen dieser Art 
von beiden Parteien vermieden wurden, 
rechnete man in der Bevölkerung allge­
mein mit dem Rücktritt von RR C. Bü­
chel als Parlamentarier. Bis heute war­
tete man auf eine Mitteilung dieser Art 
allerdings vergeblich. — Der Rücktritt 
von der Funktion des Abgeordneten 
mttsste freiwillig erfolgen, da es bis 
heute an einer gesetzlichen Bestimmung 
fehlt, welche die Vereinigung dieser 
Aemter auf ein und dieselbe Person als 
«unvereinbar erklärt», was — laut Dis­
sertation Dr. Ritter — «eine klare Rege­
lung im Sinne der Verfassung» wäre. Es 
bleibt dem Abgeordneten und Regie­
rungsrat Cyrill Büchel also selbst über­
lassen, ob er zu einem neuen Beispiel für 
«eine eigentümliche Gewaltenkumula­
tion» oder zum Anlass für die Vorberei­
tung einer entsprechenden Gesetzes­
norm werden will. Beides ist drin! (wbw) 


